
Die Europapolitik in der politikwissenschaftlichen Debatte

WOLFGANG WESSELS

Gemessen an der wissenschaftlichen Debatte muss man sich um die Vitalität der
Europäischen Union keine Sorgen machen: Umfang und Vielfalt an Veröffent-
lichungen dokumentieren ebenso wie intensiv geführte Kontroversen, dass die
Europäische Union nicht als Kuriosität mit begrenzter Relevanz, sondern als
Untersuchungsgegenstand von nachhaltiger Bedeutung für die Bürger und Staaten
Europas verstanden wird. Die Frage nach den Gründen für die Beschäftigung mit
Integrationsphänomenen - „Why bother" (Schmitter 2000) - stellen Wissen-
schaftler nur mehr als rhetorischen Anreiz für einen vertieften Einstieg in ein „very
particular System of governance" (Kohler-Koch 1999: 15; vgl. auch H. Wallace
2000a: 8-9). Die Bandbreite an Arbeiten sowohl der Grundlagenforschung als auch
der Politikberatung ist beträchtlich.

Die Regierungskonferenz 2000 und darüber hinaus

Die wissenschaftliche Reflektion lebt nicht zuletzt und immer wieder von Anstößen
aus dem politischen Raum: Die Regierungskonferenz 2000, die zur Lösung der
institutionellen ,Überbleibsel' (,left-overs') der letzten Vertragsänderung führen
soll, hat eine erhebliche Beschäftigung mit zentralen Gestaltungsproblemen ausge-
löst (Independent Commission 1999; Best et alii 2000; Quermonne 2000). Für die
politische Diskussion und die akademische Lehre werden eine Vielzahl von beden-
kenswerten Reformvorschlägen zu den Kernfragen - so zur Mehrheitsabstimmung
und zur Stimmgewichtung im Rat sowie zur Größe und Struktur der Kommission -
präsentiert und diskutiert; insbesondere der Bericht einer internationalen Kommis-
sion kann in Anlehnung an frühere Kataloge' als Quelle vielfältiger Vorschläge mit
»vernünftiger' und ,kriteriengestützter' Argumentation dienen.

Besonders anregend ist der Quermonne-Bericht für das 'Commissariat General
du Plan', da er einen umfassenden und geschlossenen Ansatz verfolgt. Nach einer
Skizze von Szenarien zur Nach-Amsterdam Entwicklung der EU wird eine eindeu-
tige Diagnose insbesondere zur wirtschaftspolitischen Zusammenarbeit gestellt:
„European institutions, suited to the previous forms of coordination, cannot cope
with the new ones." (Quermonne 1999: 34). Gestärkt werden soll entsprechend die
„Regierungsfähigkeit der EU-Institutionen." (Ebenda 38). Zu den zentralen institu-
tionellen Forderungen (für eine deutsche Kurzfassung: Quermonne 2000;
Quermonne-Bericht 1999) gehören: die Wahl eines ständigen Präsidenten des
Europäischen Rats durch die Staats- und Regierungschefs selbst, eine ständige
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europäische Regierung, die durch eine nicht einfach nachzuvollziehende Kombi-
nation von Rat und Kommission gemeinsam gebildet werden soll, eine generelle
Einführung qualifizierter Mehrheitsentscheidungen, eine nicht deutlich werdende
Stärkung des Europäischen Parlaments sowie ein „Gravitationszentrum" derjenigen
Staaten, die an allen gemeinsamen Politiken teilnehmen, und schließlich ein
„konstitutioneller Gründungspakt". Auch wenn erkennbar ist, dass aufgrund franzö-
sischer Perspektiven das Modell der 5. Republik - in der Konstellation einer ,co-
habitation' zwischen Präsident und Regierungschef - auf die Europäische Union
übertragen wird (vgl. Quermonne selbst: 2000: 81), so behandelt dieser Bericht
doch zentrale Fragestellungen, die von Politikern - so von Außenminister Fischer
(Rede vor der Humboldt-Universität Berlin 2000) und Präsident Chirac (Rede vor
dem Bundestag 2000) - und in einer Vielzahl wissenschaftlicher Arbeiten aufge-
griffen werden. Nationale Erfahrungen bieten auch darüber hinaus Anregungen, so
etwa bei der Präsentation der „Schweiz als Modell" (Thürer 2000: 99). Postuliert
wird dort: „Die Art und Weise, wie das Land (d.h. die Schweiz) aus utilitaristischen,
das heißt gemeinsamen wirtschaftlichen Bedürfnissen und Interessen, allmählich zu
einem politischen Gebilde und Institutionsgefüge und einer mehrsprachigen, politi-
schen Nation mit einer Vielfalt kollegialer Regierungsgremien zusammengewach-
sen ist, (weist) auf interessante Parallelen zur schrittweisen Herausbildung des
europäischen Einigungswerkes".

Besondere Aufmerksamkeit in der praxisorientierten Debatte zieht das Stichwort
Flexibilität auf sich (de Burca/Scott 2000; Stubb 2000; Missiroli 2000). Nach einer
weitgehend kritischen Durchsicht der im Amsterdamer Vertrag eingeführten
Klausel zur „verstärkten Zusammenarbeit" (vgl. u.a. Griller u.a. 2000: 205-241;
Deubner 1999a,b) werden Formen der „differentiated integration" (Griller u.a.
2000: 281), des „management of diversity" (Philipart/Ho: 2000) und der
Notwendigkeit eines geo-politischen Gravitationszentrums, bei dem ein „lead
member State" eine Gruppe von integrationswilligen Mitgliedstaaten anführt
(Quermonne-Bericht 1999: 70-71), als weitere Integrationsstrategien empfohlen.

In der lebhaften und kontroversen Diskussion ist jedoch eine Zauberformel, die
angesichts der kommenden Beitrittsrunden Einheit und Vielfalt durch einfallsreiche
Verfahren optimal verknüpfen könnte, nicht zu entdecken. In vielen Beiträgen wie
im politischen Diskurs verstärkt sich der Eindruck, dass mit Flexibilisierungs-
konzepten Notlösungen und Rückfallpositionen gesucht werden, deren tatsächliche
Wirkungsweise kaum abschätzbar sind. Ein überzeugendes Angebot für eine akzep-
table und wirksame politische Strategie ist bisher nicht zu erkennen.

Begonnen hat jedoch auch schon die Debatte um die nächste Regierungs-
konferenz, die nach den institutionellen Teilanpassungen, die von dem Nizzaer
Gipfel erwartet werden, eine gründliche und umfassende Verfassung - etwa im
Sinne eines föderalen Ordnungsmodells (Fischer/Schley 1999) - entwerfen soll.
Auch eine Zweiteilung der Verträge (Europäisches Hochschulinstitut 2000;
Bertelsmann Forschungsgruppe 2000) wird vorgenommen. In einem ersten Schritt
sollen dabei ,nur' die bestehenden Verträge in einen konstitutionellen Grund-
regelteil und einen politikfeldbezogenen Durchführungsabschnitt geordnet werden
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- nicht zuletzt um die Lesbarkeit und damit die immer wieder eingeforderte
Transparenz zu erhöhen. Vorliegende Entwürfe lassen erkennen, dass es sinnvolle
Gliederungsmöglichkeiten gibt, aber dass eine rein rechtliche Redaktionsarbeit nur
begrenzte Möglichkeiten für die Entwicklung der tragfähigen Verfassung bietet.

Zu diesem Diskurs gehört auch das normative Modell des „Republikanischen
Europas" (Richter 1999). Es „bezeichnet nicht ein hinter supranationalem
Verordnungsdschungel, Institutionengerangel und feilschender Gipfeldiplomatie
bloß verborgenes republikanisches Gerüst, (...), es ist vielmehr das mühselige
Projekt einer ,nachholenden Zivilisierung' normativ unzureichender Strukturen
politischer Herrschaft" (Richter 1999: 223-224). Ein führender französischer
Intellektueller sieht auch nicht die Entwicklung zu einem „europäischen Staat" in
einem traditionellen Sinn, aber er erhofft sich angesichts einer globalen governance
ein besonderes europäisches Modell; um als starke internationale Kraft zu wirken,
braucht die Europäische Union jedoch ein emotionales Engagement (de Montbrial
2000: 206). Sein Grundbekenntnis: Ein Scheitern des europäischen Abenteuers
wäre ein „veritable drame pour l'humanite tout entiere." (Ebenda).

Immer wieder wird in der Grundsatzdebatte gefordert, nun endlich die endgül-
tige Form des Einigungswerks, die ,finalite', festzuschreiben. Die vorliegenden
politischen und wissenschaftlichen Beiträge lassen jedoch erkennen, dass die Vor-
stellungen und Leitbilder recht divergierende Lösungen formulieren. Häufig wird
dabei nicht bedacht, dass die beklagte Unscharfe und Vieldeutigkeit des Unions-
charakters zu den Faktoren gehören, die dieses System europaweit erst akzeptabel
machen. Vorsicht ist gegenüber allen einfachen Übertragungen historischer und
nationaler Modelle angebracht, damit die Verfassungsarchitekten dem besonderen
Charakter des europäischen Einigungsprozesses gerecht werden können.

Bei einigen dieser kurz- oder langfristigen Reformoptionen bleibt so eine umfas-
sende Mängelanalyse außen vor: Verwiesen wird auf die sichtbaren Schwächen des
jetzigen Systems und die dramatischen Herausforderungen der Erweiterung, um
daraus eine häufig nicht konsistente Liste konkreter Vorschläge zu formulieren. Ein
aussagefähiger Erklärungsansatz, warum sich der europäische Integrationsprozess
das letzte halbe Jahrhundert mit dieser Dynamik entwickelt hat, wird in der Regel
nicht vorgestellt. Ohne eine Ursachendiagnose der bisherigen Stärken und
Schwächen besteht die Gefahr einer verfehlten Therapie.

Integrationstheoretische Typologien

Besonders anregend, wenn auch nicht immer einfach nachzuvollziehen, sind
Beiträge, die Formen des - für die EU häufig verwandten - „Regierens ohne
Regierung" durch Kurzcharakterisierungen zu erfassen versuchen. Formeln wie
„modes of governance" (Kohler-Koch 1999: 20-26), „policy modes" (H. Wallace
2000c: 71-73) und „kinds of democracy" (Schmitter 2000: 78) bieten in übersicht-
lichen Schemata hilfreiche Ansätze, die allseits betonte Vielfalt und Andersartigkeit
des EU-Systems zu ordnen. Um dieses seltsame Gebilde mit griffigen Etiketten zu
charakterisieren, wird eine bereits in den letzten Jahrzehnten entwickelte Typologie
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fortgeschrieben und erweitert. Gewarnt wird zwar zunehmend vor „Single modeis
(which) are unavoidably reductionist, shutting out significant aspects of political
interaction" (W. Wallace 2000: 541; Eising/Kohler-Koch 1999: 272); aber die
Versuchung, eine magische Formel zu offerieren, ist doch häufig zu groß: Zur ver-
tieften und kontroversen Diskussion werden u.a. angeboten: „Network governance
(without government)" (Kohler-Koch 1999: 15), und „international governance"
(Wolf 1999: 238) sowie „polycratic governance" (Landfried 1999: 173) und „com-
mittee governance" (Christiansen/Kirchner 2000), aber auch „government without
statehood" (W. Wallace 2000: 523-530), „kooperativer Föderalismus" (Quermonne
2000: 83), „technokratisches Regime" (Bach 1999: 38) und „deliberative suprana-
tionalism" (Joerges 1999: 312). Nützlich für einen Einstieg ist auch die Definition
als „a partial polity, with a profoundly political process of policy making: a stable
structure of collective governance, which serves the mixed purposes of its consti-
tuent member states relatively well" (W. Wallace 2000: 541-542).

Auch Variationen traditioneller europapolitischer Leitbilder und integrations-
theoretischer Ansätze werden präsentiert: In schulbuchmäßig eindrucksvoller Form
definiert der Bericht Quermonne (1999) das intergouvernementale, supranationale,
föderale und gemeinschaftliche Modell der europäischen Integrationskonstruktion.
Weitere Ansätze nutzen „federalism as a critical yardstick" (Hueglin 1999: 256) und
beschreiben „intergouvernementales Regieren" als Teil einer „neuen Staatsräson",
die von einer „Selbstbehauptung durch Selbstbindung" (Wolf 2000: 61) getragen
wird. Der bekannte integrationstheoretische Kanon wird ebenfalls aufgegriffen und
fortgeschrieben: So werden weiterhin traditionelle Ansätze wie (Neo-) Funktionalis-
mus und Intergouvernementalismus gegenübergestellt (vgl. u.a. Wolf 1999: 32-66).

Demokratie - aber welche?

Ein Leitmotiv wissenschaftlicher Debatten war erneut der , Demokratietest' europä-
ischer Integration. Für eine in der Debatte um die Legitimität der EU weniger ver-
tretene Sicht argumentiert Lijphart (1999). Als ein führender Demokratieforscher
geht er von einem spannenden Gegensatzpaar demokratischer Regierungsformen
aus: Anhand einer Reihe empirisch überprüfbarer Kriterien unterscheidet er zwi-
schen einem mehrheitsgesteuerten („majoritarian") und einem „Konsens"-Modell.
In einem raschen Durchgang ordnet er die EU bei allen seinen zehn Prüfsteinen
dem Konsenstyp zu. Relevant nicht zuletzt im Hinblick auf die Debatte um eine
größere Zahl von Mehrheitsabstimmungen ist seine Feststellung, dass die EU als
„deeply divided, plural society" diesem Modell der Demokratie nahe kommt und
wohl auch entsprechen sollte (Lijphart 1999: 46). Deshalb ist auch für eine Zukunft
keine grundsätzliche Entwicklung zu einem Mehrheitsmodell hin zu erwarten; viel-
mehr: „It is almost certain to take the form of a federal United States of Europe"
(Lijphart 99: 47; Heraushebung Lijphart). Zu bedauern ist dies aus seiner Sicht
wohl nicht, da er anhand eines globalen Leistungsvergleiches Konsensmodelle als
eindeutig ,bessere' Demokratien beurteilt: Ein entsprechender Test zum Wirken der
EU, selbst wenn er nur als Gedankenexperiment durchgeführt würde, könnte viel-
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leicht auch die Debatte um die Legitimation der EU in eine andere Perspektive stel-
len.

Ist der Beitrag Lijpharts zur EU eher als eine anregende Werkstattskizze zu ver-
stehen, so legt Schmitter (2000) Ergebnisse jahrzehntelangen Nachdenkens zur
europäischen Integration vor, die in jedem Punkt Anlass zur vertieften Auseinan-
dersetzung geben sollten. Deutlich im Unterschied zum Konsensmodell Lijpharts
definiert er - in Anlehnung an die herrschende Lehre - moderne politische Demo-
kratie als „a regime or System of governance in which rulers are held accountable
for their action in the public realm by Citizens, acting indirectly through the com-
petition and cooperation of their representatives" (Schmitter 2000: 3). Um dieses
Leitbild in einer „Euro-democracy" anzustreben, die sich wesentlich von den
bekannten Nationalstaaten unterscheidet (Schmitter 2000: 115), regt er in 16 als
„bescheiden" oder „weniger bescheiden" klassifizierten Vorschlägen institutionelle
und prozedurale Veränderungen zur Unionsbürgerschaft, zur Repräsentation und zu
Entscheidungsverfahren an. Zu dem vielfältigen Strauß an Überlegungen gehören:
nicht verbindliche Volksabstimmungen, die gleichzeitig mit den Wahlen zum
Europäischen Parlament durchgeführt werden sollten, die Einführung sozialer
Bürgerrechte, die Gewährung eines speziellen quasi-öffentlichen Status für
Interessengruppen und soziale Bewegungen, mehr finanzielle Verfügungsmasse für
europäische Parteienföderationen und - als besonders anregender Vorschlag - ein
System der „proportional proportionality" (Schmitter 2000: 82-86), bei dem die
EU-Mitgliedstaaten je nach Bevölkerungsgröße in drei „Kollegien" eingestuft wer-
den. Für besonders gravierende Entscheidungen wären Mehrheiten in jeder dieser
drei Gruppen unterschiedlicher Staatengröße notwendig. Zur Verfassungsgebung
regt er einen mehrstufigen Prozess an, dessen zentrale Verfahren aus einem jeweils
EU-weiten ,Initiierungs'- und einem ,Ratifizierungsreferendum' bestehen
(Schmitter 2000: 118-120). Analyse und Strategien dieses Ansatzes lassen die
Schwierigkeiten erkennen, konventionelle demokratische Ansätze für das EU-
System zu nutzen: Setzt man in entsprechenden Gedankenspielen einige seiner
Vorschläge in der Europäischen Gemeinschaft um, so wird nicht erkenntlich, ob
bzw. in welchem Umfang wirklich die selbst gesetzten Demokratisierungskriterien
erfüllt würden. Anzumahnen ist mehrmals eine aussagefähige Integrationstheorie,
die die Wirkkräfte des Prozesses identifizieren und an der dann die Reform-
strategien produktiv ansetzen würden. Insgesamt bietet Schmitter jedoch einen
Katalog von höchst nachdenkenswerten, aber gleichzeitig in der Regel auch poli-
tikfernen Strategien.

Eine für viele EU-Beobachter überraschende These legt Joerges vor: Ausgehend
von Ansätzen „ddiberativer Demokratie" (siehe auch Wolf 2000: 196-204) ent-
deckt er im Ausschusswesen der EU ein „good governance through comitology"
(Joerges 1999: 311-338). Dieses dichte Geflecht administrativer Netzwerke, die
von den meisten Analysen als spezifische Form einer Megabürokratie (vgl.
Maurer/Mittag/Wessels 2000: 32; Wessels 2000: 254-255) oder als „eine Eliten-
bildung im ,Kommiteeregime'" (Bach 1999: 96-103) diskutiert werden, wird als
Möglichkeit offenen Argumentierens und Ringens um die beste Politik für die
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Europäische Union interpretiert (Joerges 1999: 318-319). „Actors do not merely try
to seek confirmation for previously formed views, but (...) are prepared to change
their positions (...). Comitology operates as a long term oriented process of lear-
ning, that it has a potential (...) to overcome individual attempts on the parts of par-
ticipants to impede reliance upon valid knowledge" (Joerges 1999: 320). Gegen-
über einer allzu positiven Einschätzung einiger dieser Gremienaktivitäten wird vor
einer unreflektierten Übertragung idealer Diskussionsprinzipien einer , Gelehrten-
republik' auf bürokratisches Handeln gewarnt (Weiler 2000: 348). Zudem wird bei
der Beobachtung des Währungsausschusses (Verdun 2000: 132-143) konstatiert,
dass sich eine ,Clubatmosphäre' unter den Teilnehmern negativ auf die „delibera-
tive Rationalität" auswirken kann (Weale 2000: 169).

So wird intensiv um die demokratische Ausgestaltung gerungen: Umstritten sind
nicht nur die Wirkungsweise und Erfolgsaussichten einzelner Vorschläge, sondern
bereits die vorgelegten Kriterien für einen Demokratietest der Europäischen Union
sind so unterschiedlich, dass die Umsetzung eines Konzeptes die Ziele einer alter-
nativen Demokratiestrategie verletzen können (vgl. Weiler 1999: 347-349).

Formen der Politikgestaltung

Anzuzeigen sind zwei Sammelbände von führenden Europawissenschaftlerinnen,
die sowohl interessante Parallelen als auch spannende Unterschiede bieten. Helen
und William Wallace legen die bereits vierte Ausgabe von „Policy Making in the
European Union" (2000) vor, die gleichzeitig als Textbuch wie als Beitrag zur
wissenschaftlichen Diskussion zu nutzen ist. Frühere Ausgaben dieses Standard-
werks können bereits als ,Dokumente' der Integrationsgeschichte und des jeweili-
gen wissenschaftlichen Zeitgeistes verwandt werden.

Kohler-Koch und Eising (1999) präsentieren dagegen empirische Arbeiten um
ein Konzept, das mit dem Begriff „network governance" bezeichnet wird, aber auch
dieser Sammelband ist für Lehraufgaben geeignet. In beiden Werken können
Interessierte kenntnisreiche Politikfeldstudien über breite Bereiche der EU-
Aktivitäten finden, wobei Schwerpunkte deutlich werden: Umweltpolitik (Sbragia
2000; Lenschow 1999) und Sozialpolitik (Leibfried/Pierson 2000; Falkner 1999)
ebenso wie die Wirtschafts- und Währungsunion (Tsoukalis 2000; Dyson 1999)
werden in beiden Bänden mit anregenden, aber auch abweichenden Ergebnissen
behandelt. Dyson betont die Rolle von „core executives" (Dyson 1999: 111),
Tsoukalis unterstreicht auch die nachhaltige Rolle von wirtschafts- und währungs-
politischen Doktrinen (Tsoukalis 2000: 177), Falkner beleuchtet „cooperative
policy making" mit „neo-korporatistischen Zügen" (Falkner 1999: 91-95), während
Leibfried/Pierson einen Trend zur EG-weiten Sozialpolitik als Folge eines Spill-
over-Prozesses von ökonomischen Integrationsfortschritten sehen. Kleine Meister-
stücke sind die Analysen zur EG-Fischereipolitik (Lequesne 2000: 345-372) und
zur Liberalisierung des Elektrizitätsmarktes (Eising 1999: 208-228): Sie gewähren
weiterführende Einsichten in die Art und Weise, wie Akteure mehrerer Ebenen auf
die Regelungsdichte und -tiefe von EG-Beschlüssen reagieren (Eising 1999: 226-
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228). Sie betonen gleichzeitig die Vielfalt der Methoden - so etwa im Falle der
Fischereipolitik die besonderen Formen des Vollzugs und der Kontrolle. In dem
Band ,Policy Making' sind auch informative Übersichtsartikel zur Gemeinsamen
Außen- und Sicherheitspolitik (Forster/Wallace 2000: 461-492) sowie zur Innen-
und Justizpolitik (den Boer/Wallace 2000: 493-522) zu finden. Für theoretisch anre-
gende Debatten sind auch Beiträge in einer „post-strukturalistischen Perspektive"
(Gottweis 1999: 61-82) und zu nationalen Reaktionsmustern „unter Belagerung"
seitens der EU (Schmidt 1999: 155-172) lesenswert.

Von generellem Interesse sind die Beiträge der jeweiligen Herausgeber. Helen
Wallace entschlüsselt die Europäische Union anhand von Analysen des institutio-
nellen Rahmens (H. Wallace 2000a: 3-38), des Politikprozesses (H. Wallace 2000b:
39-64) sowie anhand von Erklärungsansätzen (H. Wallace 2000c: 65-84) und bietet
damit lohnende Übersichten zu wesentlichen Diskussionslinien der Integrations-
wissenschaften. Weiterführend sind insbesondere die Kategorien zu „Community
method or several modes of decision making" (H. Wallace 2000a: 28-35): Sie iden-
tifiziert unterschiedliche Formen, mit denen in der Europäischen Union verbind-
liche Entscheidungen getroffen werden. Für den Politikprozess nutzt sie das Bild
des „Pendels" zwischen magnetischen Feldern, zwischen den „national political
arenas of the participating members, on the one hand, and the transnational arena,
with its European and global dimensions, on the other hand" (H. Wallace 2000b:
41). Ansätzen zur Integrationstheorie werden vier Grundströmungen sozialwissen-
schaftlichen Denkens zugeordnet. In einer angelsächsischen Lesart des wissen-
schaftlichen Bestands werden dabei genannt: 'work on international political eco-
nomy', 'study of political and social institutions', 'rational choice analysis und
social constructivism' (H. Wallace 2000c: 69-70). In ihrem Bemühen, die Studien
zur EU mit dem „mainstream" zu verknüpfen (H. Wallace 2000c: 68), werden nütz-
liche Andockmöglichkeiten zur sozialwissenschaftlichen Debatte insgesamt ange-
boten. Aufgrund des empirischen Befunds, wie er sich in vielfältigen Fallstudien
abzeichnet, betont W. Wallace die Vielfalt und die Unterschiede der Entscheidungs-
prozesse (W. Wallace 2000: 524). Dagegen argumentiert B. Kohler-Koch, dass
trotz deutlicher Unterschiede und Variationen durchgängig zentrale Elemente des
„network mode of governance" beobachtet werden können. Mehr noch: Diese
Form der ,governance' wird zwischenzeitlich auch von den politischen, wirtschaft-
lichen und sozialen Akteuren als legitim akzeptiert (Eising/Kohler-Koch 1999: 275).

Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) als Untersuchungsfeld

Zu der Begleitung der politischen Diskussion gehörten 1999/2000 auch die Diskus-
sionen und Arbeiten zu den neuen Initiativen um die Gemeinsame Europäische
Außen- und Sicherheitspolitik, die um eine verteidigungspolitische Komponente
erweitert werden soll. Dargestellt und analysiert wird die zweite Säule der EU
durch eine Reihe historisch-systematischer Gesamtdarstellungen (Wessel 1999;
Forster/Wallace 2000). Die GASP wird als ein „intensive transgovernmental
framework" (Forster/Wallace 2000: 489) charakterisiert; auch in einer rechtlich-
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institutionellen Perspektive gilt die traditionelle Klassifizierung als „intergouverne-
mental" nicht mehr als schlüssig (Wessel 1999: 319). Mit einer Reihe von
Einschränkungen greift der Autor auf eine klassische Integrationsformel einer „new
legal order for which the states have limited their sovereign rights, albeit within
limited fields" (Ebenda) zurück.

Unbeschadet dieser Kategorisierung ist die GASP Gegenstand intensiver Kritik
und Kontroversen; so wird eine außenpolitische Lähmung konstatiert: „Euro para-
lysis is still with us despite successive political earthquakes, institutional readjust-
ments and leadership changes" (Zielonka 1998: 235). Zur Überwindung muss tiefer
angesetzt werden als einige Verfahrensvorschläge erkennen lassen: „But adressing
identity and democracy issue may finally help to overcome it." (Zielonka 1998:
235). Stanley Hoffmann entdeckt zwar ein „revival" (Hoffmann 2000), das durch
politische Umstände erklärt werden kann, aber der Weg zu einer wirklichen
gemeinsamen Außen- und Verteidigungspolitik ist noch lang und beschwerlich.
Obwohl Sicherheitspolitik von „oben" gestaltet wird, bedarf auch sie einer öffent-
lichen Zustimmung; doch ein „European public space" mag auch er nicht erkennen
(Ebenda: 198).
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